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8. März 1989 s 

A. Umweltschutz 
Nationalrat Auer zeichnete als Berichterstatter des EFTA­
Komitees die bisherige Zusammenarbeit im Umweltbereich 
nach. Er kritisierte die zögernd vorangehende Zusammenar­
beit seit der ersten Konferenz der Umweltminister der EG­
und EFTA-Länder in Nordwijk vom Oktober 1987. Er gab der 
Hoffnung Ausdruck, dass die in Nordwijk geschaffenen 
Koordinations- und Informationsmechanismen vermehrt als 
bisher mit Leben erfüllt würden. Er machte vor allem auf die 
Gefahr der Ausrichtung auf den «kleinsten gemeinsamen 
Nenner» in den Harmonisierungsbestrebungen im Umwelt­
schutzbereich aufmerksam. Angesichts der wachsenden 
Umweltbedrohungen dürfe der «kleinste gemeinsame Nen­
ner» nicht Richtschnur für das Handeln in diesem Bereich 
sein. Er appellierte an die EFTA-Länder und an die EG, den 
«Nordwijk-Prozess» zu verstärken, Doppelspurigkeiten mit 
der Arbeit anderer internationaler Organisationen im 
Umweltschutzbereich zu verhindern und nach Wegen zu 
suchen, um die Zusammenarbeit im Umweltschutzbereich 
vermehrt auch auf die benachbarten osteuropäischen Län­
der auszudehnen. 

B. Bildung und wissenschaftliche Forschung 
Im Zusammenhang mit der EFTA-EG-Zusammenarbeit im 
Bereich wissenschaftliche Forschung sprachen sich beide 
Seiten für eine Oeffnung der zweiten Phase des Gemein­
schaftsprogramms COMETT (Programm zur Verstärkung 
der Zusammenarbeit zwischen Universitäten und der Wirt­
schaft bei der Entwicklung und Anwendung neuer Techno­
logien) aus. Eine solche Oeffnung gegenüber den EFTA­
Staaten steht in Aussicht. Betreffend ERASMUS (EG-Pro­
gramm für die Förderu~ der Mobilität von Studenten und 
Professoren) gab der EFTA-Berichterstatter seinem Bedau­
ern darüber Ausdruck, äass man die EFTA-Länder in der 
Frage der Oeffnung dieses Programms nur darauf vertröstet 
habe, diese zu gegebener Zeit zu prüfen. Der Förderung 
einer europäischen Identität im Rahmen von Programmen 
wie ERASMUS käme eine grosse Bedeutung auch im 
Zusammenhang mit der Schaffung des europäischen Wirt­
schaftsraums zu, der vor allem von den jüngeren Generatio­
nen bewerkstelligt werden müsse. Die EFTA-Länder wären 
natürlich bereit, sich an den Kosten von ERASMUS zu 
beteiligen, und würden es begrüssen, wenn bald ein ver­
bindlicher zeitlicher Rahmen für konkrete Fortschritte in der 
Zusammenarbeit in diesem Bereich abgesteckt werden 
könnte. 

Die nächste Begegnung mit der Aussenwirtschaftskommis­
sion des EP findet im Herbst 1989 in Genf statt und wird 
ganz den Verkehrsfragen gewidmet sein. 

Wir bitten Sie, von diesem Bericht Kenntnis zu nehmen. 

Gadient, Berichterstatter: Wir werden, wie bereits erwähnt, 
Gelegenheit haben, uns anlässlich der Behandlung des Inte­
grationsberichtes in der kommenden Sommersession mit 
den im schriftlichen Bericht behandelten Problemen in 
bezug auf die EG-Thematik zu befassen. Deshalb erlaube 
ich mir heute, auf weitere Ergänzungen des schriftlichen 
Berichtes zu verzichten und es beim Hinweis bewenden zu 
lassen, dass - im Sinne der auf Seite 3 angeführten 
Beschlüsse, wonach die Zusammenarbeit innerhalb der 
EFTA zwecks Verbesserung der Verhandlungsposition 
gegenüber der EG gestärkt werden soll - anfangs Februar 
ein interessanter Kontakt mit verschiedenen Kommissions­
präsidenten des schwedischen Reichstages stattgefunden 
hat. Es waren die Präsidenten der Wirtschaftskommission, 
der aussenpolitischen Kommission, der Militärkommission 
und der Landwirtschaftskommission des Reichstages und 
die Präsidenten der betreffenden Kommission des National­
und des Ständerates in Bern anwesend. Das Gespräch 
berührte recht interessante Aspekte und zeitigte sehr kon­
krete Ansatzpunkte für eine vermehrte und vertiefte schwe­
disch-schweizerische Zusammenarbeit im Schosse der 
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EFTA. Soweit von Interesse, werden wir im Zusammenhang 
mit der Integrationsdebatte auch darüber berichten. 

Zustimmung - Adhesion 
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Antrag der Kommission 
Eintreten 

Proposition de la commission 
Entrer en matiere 

Dobler, Berichterstatter: Die Kommission hat die Vorlage 
über die Finanzierung von Förderungsmassnahmen in den 
Bereichen bauliche Erneuerung, rationelle Verwendung von 
Elektrizität und erneuerbare Energien an zwei Sitzungen 
behandelt. 
Wenn das Ergebnis der Beratungen - zumindest was die 
äussere Form betrifft - wesentlich vom seinerzeitigen 
Antrag des Bundesrates abweicht, so bedeutet dies nicht, 
dass die Kommission mit der Zielrichtung der vorgeschlage­
nen Massnahmen nicht einverstanden gewesen wäre, im 
Gegenteil: Sie hat diese ausdrücklich begrüsst. 
Die Beratungen setzen in Bereichen an, in denen sich aus 
wirtschaftlicher wie auch aus politischer Sicht ein Hand­
lungsbedarf abzeichnet. So hat sich im Baubereich ein 
fühlbarer Erneuerungsdruck aufgebaut. Ein erheblicher Teil 
des Wohnungsbestandes ist in den sechziger Jahren erstellt 
worden, als es darum ging, die Wohnraumversorgung -
nicht zuletzt auch im kostengünstigen Bereich - zügig vor­
anzutreiben. Teilweise ging die damalige rasche Entfaltung 
der Bautätigkeit auf Kosten der Qualität. Dies sowie die 
Tatsache, dass jedes Bauwerk - dazu zählen auch die lnfra­
strukturbauten - einem bestimmten Renovationszyklus 
unterliegt, haben zu einem beachtlichen Erneuerungsdefizit 
geführt. Dies dürfte sich in den kommenden Jahren eher 
noch verstärken. 
Die vorgeschlagenen Massnahmen sollen zunächst mithel­
fen, diesen Erneuerungsdruck abzubauen und die Qualität 
der Umbauarbeiten generell zu erhöhen. Instrumental soll 
dies durch eine verbesserte Ausbildung sowie durch eine 
breit angelegte Wissensverbreitung erreicht werden. So sol· 
len beispielsweise neue Diagnosemethoden zur Beurteilung 
des Bauzustandes entwickelt oder es soll über neue Bau­
stoffe oder Baumethoden orientiert werden. 
Auch die energiepolitischen Massnahmen zielen nach Mei­
nung der Kommission in die richtige Richtung. Diese sollen 
mithelfen, die sich öffnende Lücke zwischen der laufenden 
Nachfragesteigerung und dem kaum mehr wachsenden 
inländischen Angebot durch einen rationellen Einsatz von 
elektrischer Energie sowie durch die Förderung der erneu­
erbaren Energiequellen zu begrenzen. Dies soll - wie beim 
Bau - durch technische Messprogramme, insbesondere 
aber durch Aus- und Weiterbildungsmassnahmen, erreicht 
werden. Dabei geht es darum, neuere Energienutzungstech­
niken bekanntzumachen, den Kenntnisstand über den 
Stromverbrauch zu vergrössern und auf Geräte mit hohem 
Wirkungsgrad hinzuweisen. 

michael.tellenbach
Textfeld



1989-1995 92 

In diesem Zusammenhang verdient der Umstand Erwäh­
nung, dass der Stromverbrauch bei den verschiedenen 
Computermodellen bei insgesamt schlechtem Wirkungs­
grad stark unterschiedlich ist. Dies ist aber heute offenbar 
noch kein Entscheidkriterium bei einer Investition. Dazu 
kommt. dass die durch den Computer erzeugte Wärme 
unter hohem Energieeinsatz wieder abgeführt werden muss. 
Eine Kilowattstunde Abwärme benötigt nochmals eine Kilo­
wattstunde zu deren Abführung. Hier kann durch Aufklä­
rung noch Wesentliches getan werden. 
Die Massnahmen in beiden Bereichen werden zudem der 
vom Bundesrat für die Tätigkeit in der laufenden Legislatur­
periode zugrunde gelegten Leitidee eines verstärkt qualita­
tiv ausgerichteten Wirtschaftswachstums gerecht. Darnach 
ist ein Wertschöpfungsprozess anzustreben, der durch 
geringeren Verzehr an nicht erneuerbaren Gütern zum 
Beispiel Boden und Energie-, dafür verstärkten Einsatz von 
Wissen und Können, also von Humankapital, gekennzeich­
net ist. Dies trifft für die beantragten Massnahmen in ausge­
sprochener Weise zu, kann doch mit einer verstärkten und 
qualitativ verbesserten Umbautätigkeit Wesentliches zur 
Erneuerung unserer Siedlungsstrukturen getan und das 
Bauen auf der grünen Wiese gebremst werden. Durch die 
rationelle Verwendung von Elektrizität sowie durch einen 
verstärkten Rückgriff auf erneuerbare Energiequellen kön­
nen zudem substantielle Energieeinsparungen erzielt wer­
den, ohne dass damit Komforteinbussen verbunden wären. 
Dazu kommt, dass Massnahmen im Bildungswesen auch 
ordnungspolitisch unproblematisch sind. Eingriffe in das 
freie Spiel der Marktkräfte erfolgen nicht. So wird beispiels­
weise im Energiebereich die Tarifhoheit der Kantone nicht 
angerührt. Qie Massnahmen bewegen sich vielmehr in der 
Richtung von Bildung und Forschung, die wir auch bei der 
Beratung des Energieverfassungsartikels als richtig und 
zielführend bezeichnen. 
War die Kommission mit der Zielrichtung und der Ausgestal­
tung der beantragten Vorkehrungen einverstanden, so 
erachtete sie aber die angerufene Rechtsgrundlage, das 
Bundesgesetz über die Vorbereitung der Krisenbekämpfung 
und Arbeitsbeschaffung, als zu schmal. Von einzelnen Mit­
gliedern wurde sie sogar als unzureichend abgelehnt. Die 
Kommission ersuchte daher das EVD, für eine zweite Sit­
zung ein neues rechtliches Konzept für die Verankerung der 
geplanten Massnahmen vorzulegen. Dieses beauftragte in 
der Folge das Bundesamt für Justiz, sich zu dieser Frage zu 
äussern, weiches in seinem Gutachten zum Schluss kam, 
dass sich die Abstützung der Massnahmen auf die in der 
Botschaft angerufene Rechtsgrundlage an sich verantwor­
ten liesse. Angesichts der vorgebrachten Bedenken der 
Kommission aber unterbreitete das Amt eine Alternative in 
Form eines allgemeinverbindlichen sowie eines einfachen 
Bundesbeschlusses zur Bereitstellung der benötigten finan­
ziellen Mittel. 
Da die Kommission grossen Wert darauf legte, die Rechts­
frage in eindeutiger Weise zu lösen, entschied sie sich 
einstimmig für diese Variante. Um klar zum Ausdruck zu 
bringen, dass die Förderung der Ausbildung und der Infor­
mation im Vordergrund stehe, hat sie zudem die unterbreite­
ten Textentwürfe überarbeitet und die Zielrichtung bereits 
im Titel des Erlasses klar umschrieben. Hierfür ist ein Ver­
pflichtungskredit von 46 Millionen Franken, berechnet auf 
sechs Jahre, vorgesehen. 
In der Schlussabstimmung nahm die Kommission die Vor­
lage im Verhältnis 9 zu 1 Stimme an. Namens der Kommis­
sion beantrage auch ich Ihnen Eintreten auf die Vorlage und 
Zustimmung zu den beiden Bundesbeschlüssen. 

Frau Bührer: Mit dieser Vorlage liegt dem Parlament eine 
rundum gute Sache vor. Sowohl umwelt- und energiepoli­
tisch als auch volkswirtschaftlich werden die Mittel gut 
investiert sein, und sie werden Früchte tragen. Wir haben 
bereits mit ähnlichen Aktions- und Impulsprogrammen 
einige Erfahrungen, und es sind gute Erfahrungen. Es erüb· 
rigt sich daher, weitere unterstützende Worte für diese Vor-
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lage zu finden. Was ich Ihnen übermitteln möchte, sind 
einige Gedanken zu Erfahrungen, die mich anlässlich der 
Kommissionsverhandlungen sehr nachdenklich, um nicht 
zu sagen resigniert gestimmt haben. 
Sowohl bei der Frage, auf welche Verfassungsbestimmung 
der Bundesbeschluss abgestützt werden solle - der Kom­
missionspräsident hat darüber berichtet-, als auch bei der 
Suche nach der Formulierung für den allgemeinverbindli­
chen Bundesbeschluss zeigte es sich, dass man mit grosser 
Beflissenheit jeden Anschein vermeiden wollte, es könnte 
und sollte mit diesem Aktionsprogramm Energiepolitik 
gemacht werden. Man fürchtete offenbar, schlafende Hunde 
zu wecken, noch bevor zur grossen Hatz auf den Energiear­
tikel geblasen wird. Die Vorstellung, es könnte mit diesen 
46 Millionen Franken, verteilt auf sechs Jahre davon 
betreffen 20 Millionen die bauliche Erneuerung, also nur 
bedingt den Energiesektor -, der Energiekarren massge­
bend bewegt und in eine unerwünschte Richtung in Fahrt 
gebracht werden, ist absolut lächerlich. Damit initiiert man 
keine Energiepolitik durch die Hintertüre! 
Ganz und gar nicht zum Lachen sind hingegen die Schlüsse, 
die aus solchen Gedankengängen bezüglich der Energiepo­
litik im allgemeinen und des Energieartikels im besonderen 
gezogen werden müssen und die ich gezogen habe: Offen­
bar ist der Begriff «Energiepolitik» zu einem Reizwort ver­
kommen, das gewisse Kreise scheuen wie der Teufel das 
Weihwasser. Es ist zu befürchten, dass unter solchen Vor­
aussetzungen das Ringen um einen Energieverfassungsarti­
kel zur blossen Alibiübung wird, dass damit lediglich Zeit 
gewonnen wird, Zeit fürs Nichtstun. 
Dieses Nichtstun hat Tradition. 1979- vor zehn Jahren also 
- wurde eine Motion von Nationalrat Gilles Petitpierre ange­
nommen, die vom Bundesrat so schnell wie möglich ein 
Stromspargesetz forderte. Die Verfassungsgrundlage dazu 
war und ist vorhanden. Abgesehen von einer kurzen Phase 
anlässlich der Bekämpfung der Energie-Initiative schlum­
mert diese Motion friedlich. Heute, mit der schönen Aussicht 
auf einen Energieverfassungsartikel, lassen sich sowohl das 
Stromspargesetz als auch die aktuellere Variante, der 
Energienutzungsbeschluss, elegant in den Hintergrund 
drängen. Ein böser Spruch sagt: Wer nichts will, will einen 
Verfassungsartikel. 
Es ist zu befürchten, dass noch lange Zeit gar nichts, jeden­
falls nichts Entscheidendes, geschieht. Dieses «gar nichts» 
steht in perfekter Uebereinstimmung mit der Meinung der 
schweizerischen Spitzenverbände der Wirtschaft. Ich zitiere 
aus der «NZZ» vom 18. Juni 1987 unter der Ueberschrift 
«Keine Neuorientierung der Energiepolitik notwendig»: «Die 
Spitzenverbände der Unternehmerschaft - Vorort, Zentral­
verband Schweizerischer Arbeitgeberorganisationen, 
Schweizerischer Gewerbeverband - haben in ihrer gemein­
samen Erklärung zur Energiepolitik die Notwendigkeit einer 
Neuorientierung der schweizerischen Energiepolitik ver­
neint.» 
Das ist Klartext und heisst auch, dass die jährlich - jährlich! 
- 70 Millionen Franken für Kernforschung unangefochten 
sind und bleiben werden. Da ändern auch die sechs Millio­
nen, verteilt auf sechs Jahre, für erneuerbare, also einheimi­
sche Energien, die mit dieser Vorlage bewilligt werden sol­
len, gar nichts. 
Es sind keine Traumtänzer, die überzeugt sind, dass wir 
technisch und wirtschaftlich in der Lage wären, den 
Energieverbrauch drastisch - man spricht von gegen 
50 Prozent - zu senken, ohne dass die Bedürfnisse der 
Gesellschaft und der Wirtschaft zu leiden hätten, und dass 
gleichzeitig die Auslandabhängigkeit ebenso drastisch ver­
mindert werden könnte. Nur müssten wir sofort damit begin­
nen, unsere finanziellen und intellektuellen Mittel auf dieses 
Ziel hin einzusetzen. 
Mit dem vorliegenden Aktionsprogramm werden keine Wun­
der vollbracht werden können, aber es ist ein richtiger 
Schritt. Ein kleiner Fisch, könnte man sagen, klein, aber fein. 
Ich plädiere für Eintreten auf diese Vorlage und stimme ihr 
zu. 
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Schönenberger: Ich möchte lediglich meinem Erstaunen 
über die Ausführungen von Frau Bührer Ausdruck verleihen, 
die mit dieser Vorlage überhaupt nichts zu tun haben. Der 
Kommissionspräsident hat Ihnen die Situation ja schon dar· 
gelegt: Die Vorlage war in der Kommission gänzlich, aber 
auch bis zum letzten Heller und Pfennig, unbestritten. Sämt­
liche Kommissionsmitglieder haben der Vorlage unisono 
zugestimmt. Die Diskussion drehte sich einzig um die Frage, 
auf welche Verfassungsbestimmung diese Vorlage abge­
stützt werden solle. Und diese Frage wurde gelöst durch den 
Beschluss A einerseits und den Beschluss B andererseits. 
Aber jetzt hier den Eindruck erwecken zu wollen, es hätten 
wieder Bösewichte die Energiepolitik bekämpft, ist falsch. 
Gegen solche Unterschiebungen wehre ich mich in aller 
Form. 

Gadient: Ich möchte im Anschluss an die Ausführungen von 
Kollege Schönenberger noch eine Verdeutlichung vor­
nehmen. 
Es ist in der Tat in der Diskussion um die Verfassungsfrage, 
um die Frage nach der Rechtsgrundlage, in der Kommission 
keineswegs darum gegangen, den Anschein zu erwecken, 
man wolle nicht energiepolitisch legiferieren, wie das heute 
unterstellt worden ist. 
Die Frage, ob die anvisierten Förderungsmassnahmen in 
den Bereichen bauliche Erneuerung, rationelle Verwendung 
von Elektrizität und erneuerbare Energien eine hinreichende 
gesetzliche Grundlage haben, musste uns in der Kommis­
sion stark beschäftigen. Der Kommissionspräsident hat 
bereits erläutert, wesh~b wir den Erlass nun in Form eines 
allgemeinverbindlichen Bundesbeschlusses vorschlagen. In 
der Tat kann die Formylierung in der bundesrätlichen Bot­
schaft auf Seite 20 nur erstaunen, wenn in bezug auf die 
rechtlichen Grundlagefl des vom Bundesrat vorgeschlage­
nen einfachen Bundesbeschlusses gesagt wird: «Wir sind 
uns bewusst, dass die angeführten gesetzlichen Grundlagen 
mit den erwähnten Aktionsprogrammen bis auf das äusser­
ste angespannt werden.» 
Die Hauptabteilung Staats- und Verwaltungsrecht des Bun­
desamtes für Justiz bestätigte uns dies noch einmal in 
einem ergänzenden Bericht. Sie führte auch aus, sie habe 
der Abstützung der fraglichen Massnahmen auf das Bun­
desgesetz über die Vorbereitung der Krisenbekämpfung 
und Arbeitsbeschaffung nur mit Bedenken zugestimmt; sie 
habe aber nicht opponiert mit Rücksicht darauf, dass in der 
Vergangenheit bereits mehrere Aktionsprogramme auf die­
ses Gesetz abgestützt worden seien. Wenn in der Folge 
zusammenfassend festgestellt wird, dass sich die Abstüt­
zung, wie sie hier vorgeschlagen worden ist, verantworten 
lasse, dann muss das Bedenken wecken. Wenn die Abstüt­
zung derart schwach ist, dann hätte in der Tat erwartet 
werden dürfen, dass die legislatorischen Konsequenzen vor 
der Drucklegung der Botschaft gezogen werden. Die Situa­
tion ist offensichtlich deshalb entstanden ich laste sie 
nicht dem EVD an -, weil das Bundesamt für Justiz nicht 
hinreichend interveniert hat, um die sich abzeichnende 
Fehlleistung gestützt auf eine nüchterne Analyse der Sach­
und Rechtslage zu verhindern. 
Sogar eine sogenannte Motivationsbegründung hat das 
Bundesamt angeführt, die ich Ihnen doch noch zur Kenntnis 
bringen möchte. Es wird im erwähnten Bericht gesagt, es sei· 
offensichtlich, dass die ins Auge gefassten Massnahmen 
nicht nur konjunkturpolitischen Zielen im weitesten Sinne 
dienten, sondern auch anderen Bedürfnissen. Eine derartige 
mehrfache Motivation von staatlichen Massnahmen 
schliesse die Abstützung auf eine einzige Rechtsgrundlage 
nicht aus. Voraussetzung sei allerdings, dass die gewählte 
gesetzliche Abstützung einer Motivation entspreche, die 
gleichwertig neben anderen stehe. Man muss nicht Rechts­
gelehrter sein, um solche Analysen zu deuten. Es ist alles 
andere als erfreulich, wenn man solche Kritik anbringen 
muss, aber vielleicht lassen sich solche Pannen in Zukunft 
vermeiden, wenn Verfasser und Unterzeichner solcher 
Berichte in Zukunft etwas mehr zusammenrücken. 

93 1989-1995 

Die Kommission stützt diese Vorlage auf die Verfassungsbe­
stimmungen der Artikel 27sexies Absatz 1, 31quinquies 
Absatz 1 und 34ter Absatz 1 Buchstabe g BV ab. Wir kon­
zentrieren uns mit der Vorlage auf Anstrengungen zur Ver­
besserung der Ausbildung sowie zur Erweiterung und Ver­
breitung des Wissens in den angesprochenen Bereichen. 
Dies in der Ueberzeugung, dass die allseits als richtig aner­
kannten und unbestrittenen Massnahmen in diesem Schlüs­
selbereich konzentrisch eingesetzt wesentlich effizienter 
greifen werden, als wenn ein relativ begrenzter Betrag mit 
der Giesskanne über möglichst viele und vorläufig wenig 
konkret gefasste Sektoren breitgefächert gestreut wird. Es 
geht daher nicht darum, nichts zu tun, sondern um eine 
Konzentration der Kräfte auf einen Bereich, in dem 
Entscheidendes, das konkrete Früchte zu tragen verspricht, 
geleistet werden kann. 

Rüesch: Das Votum von Frau Bührer bedarf noch in einer 
weiteren Richtung einer Korrektur. Ich schliesse mich vor­
erst den Ausführungen von Herrn Schönenberger voll und 
ganz an, hafte aber noch folgendes fest, Frau Bührer: Sie 
sagen, dass die Hätte dieses Geldes für die baulichen Mass­
nahmen eingesetzt werde und damit keine direkte Energie­
politik gemacht werde. Ich betone aber, dass diese bauli­
chen Massnahmen den Zweck haben, letzten Endes Energie 
zu sparen. Dies ist wesentlich: indem Sie bessere Wärmeleit­
zahlen erreichen usw., können Sie indirekt Energiepolitik 
betreiben, und somit darf man ruhig alle Millionen der 
Energiepolitik unterordnen und nicht nur die Hälfte. 
Im weiteren sagen Sie, dass gewisse Kreise Oberhaupt keine 
Energiepolitik wollen. Was «gewisse» Kreise nicht wollen, 
ist eine Vermischung der Zuständigkeit. Im neuen Energie­
artikel, den wir nächste Woche behandeln - er ist ganz 
ähnlich formuliert wie die Vorlage des Bundesrates -, 
schlägt die Kommission vor, dass Bund und Kantone im 
Rahmen ihrer Zuständigkeiten zu handeln hätten. Und die­
ser Zuständigkeitsbereich soll vom Bund nicht überschritten 
werden. Zuständig ist der Bund für die Forschung und für 
die Berufsbildung gemäss Verfassung, und darum soll er 
hier auch handeln. Er soll darauf verzichten, die Kantone zu 
entmachten und zu demotivieren, und dafür etwas in seinem 
Wirkungsbereich tun. Dieses Tun unterstützen wir voll. Aber 
die Grenze zwischen Ihnen und uns liegt dort, wo wir die 
Zuständigkeitsordnung, wie sie heute besteht, behalten 
wollen. 

M. Delamuraz, president de la Confederation: Je releverai 
tres brievement deux points. Le premier a trait a la justifica­
tion constitutionnelle de cet arrete. Vous connaissez la 
vieille regle: deux juristes, trois opinions! En l'occurrence, la 
querelle juridique a fait rage pendant quelques temps, fai­
sant souffler sur notre commission un vent de fronde et de 
plus !arge interpretation. Je suis tres reconnaissant a M. le 
president de la commission et a ses membres eminents 
d'avoir mis au service de la republique une science juridique 
apparemment plus süre que celle de !'Office federal de la 
justice et d'avoir ainsi, de maniere quasi unanime, trouve la 
nouvelle formule qui vous est proposee, soit un arrete qui se 
tienne juridiquement, qui ne prete pas ä des interpretations, 
ä des bavures constitutionnelles, nous permettant ainsi de 
conduire une bonne action dans le bon droit. C'est un 
premier point, je veux vous en remercier. lnutile de dire, bien 
sür, que le Conseil federal adhere ä cette nouvelle presenta­
tion en deux arretes. 
Le deuxieme point sur lequel je souhaite intervenir touche ä 
la premiere partie de l'intervention de Mme Bührer - je ne 
me prononce pas quant au fond de la seconde partie de son 
Intervention. Je voudrais insister avec eile sur le fait qu'avec 
ces arretes, on ne fait pas de la renovation de bätiments en 
soi, on veut mieux conna,tre la technique et ainsi mieux 
transmettre cette technique de renovation des bätiments 
actuettement insuffisante. Ce que je dis de la renovation des 
bätiments, Je le dis aussi de la politique d'economie d'etec­
tricite et d'energie renouvelable. Ce sont deux domaines ou 
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nous voulons approfondir des connaissances pour pouvoir 
ensuite mieux les transmettre et nous souhaitons que les 
professionnels de la branche, connaissant ces methodes, 
puissent les appliquer et apporter ainsi indirectement une 
contribution utile a l'economie d'energie electrique et au 
choix d'energie renouvelab!e. C'est cela seulement que 
nous visons, et non pas une espece de politique clandestine 
de l'energie qui serait introduite ici par la porte de service, 
pas plus que nous ne voulons nous substituer aux proce­
dures actuellement en cours devant le Parlement, dans de 
nombreux domaines touchant a l'energie. Cette proposition 
a ete conduite, il faut !e rappeler, en parfaite coordination 
entre les services de mon departement et ceux du Departe­
ment des transports, des communications et de l'energie, en 
sorte que vous n'etes pas en presence d'un corps etranger 
dans l'ensemble des demarches energetiques du Conseil 
federal. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conseil decide sans opposition d'entrer en matiere 

Bundesbeschluss A - Arrete federal A 

Detailberatung Discussion par articles 

Titel 
Antrag der Kommission 
A. Bundesbeschluss über Massnahmen zur Verbesserung 
der Ausbildung sowie zur Erweiterung und Verbreitung des 
Wissens in den Bereichen der baulichen Erneuerung, der 
rationellen Verwendung von Elektrizität und der erneuerba­
ren Energien 
(Aktionsprogramm Bau und Energie) 

Titre 
Proposition de la commission 
A. Arrete federal sur les mesures d'amelioration de la forma­
tion, ainsi que d'elargissement et de diffusion des connais­
sances dans les domaines de la renovation des construc­
tions, de l'utilisation rationnelle de l'electricite et des ener­
gies renouvelables 
(programme d'action Constructions et Energie) 

Angenommen - Adopte 

Ingress 
Antrag der Kommission 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenos­
senschaft, 
gestützt auf die Artikel 27sexies Absatz 1, 31 quinquies 
Absatz 1 und 34ter Absatz 1 Buchstabe g der Bundesverfas­
sung, 
nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 
14. November 1988, 
beschliesst: 

Preambule 
Proposition de la commission 
L'Assemblee federale de la Confederation suisse, 
vu les articles 27sexies, alinea premier, 31 quinquies, alinea 
premier et 34ter, alinea premier, lettre g de la Constitution 
federale, 
vu le message du Conseil federal du 14 novembre 1988, 
arrete: 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 
Antrag der Kommission 
Titel 
Massnahmen 
Text 
Der Bund trifft Massnahmen zur Verbesserung der Ausbil­
dung sowie zur Erweiterung und Verbreitung des Wissens in 
den Bereichen der baulichen Erneuerung, der rationellen 

E 8 mars 1989 

Verwendung von Elektrizität und der erneuerbaren 
Energien. 

Art. 1 
Proposition de la commission 
Titre 
Mesures 
Texte 
La Confederation prend des mesures d'amelioration de la 
formation, ainsi que d'elargissement et de diffusion des 
connalssances dans les domaines de la renovation des 
constructions, de l'utilisation rationnelle de l'electricite et 
des energies renouvelables. 

Angenommen - Adopte 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Titel 
Umfang 
Abs. 1 
Der Bund kann die Kosten der einzelnen Massnahmen ganz 
oder teilweise übernehmen. 
Abs.2 
Die einzelnen Massnahmen können von Leistungen der 
interessierten Kreise abhängig gemacht werden. 

Art. 2 
Proposition de la commission 
Titre 
Portee 
Al. 1 
La Confederation peut prendre en charge entierement ou 
partiellernent les couts de differentes mesures. 
Al. 2 
Les differentes mesures peuvent etre dependantes des pres­
tations des milieux interesses. 

Angenommen - Adopte 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Titel 
Durchführung 
Abs. 1 
Das Eidgenössische Volkswirtschaftsdepartement ist mit 
der Durchführung dieses Beschlusses beauftragt. 
Abs. 2 
Es arbeitet mit den Kantonen sowie den interessierten Krei­
sen des Bildungswesens und der Wirtschaft zusammen. 

Art. 3 
Proposition de la commission 
Titre 
Execution 
Al. 1 
Le Departement federal de l'economie publique est charge 
de l'execution de cet arrete. 
Al. 2 
II coflabore avec les cantons, ainsi qu'avec les milieux inte­
resses de l'enseignement et de l'economie. 

Angenommen - Adopte 

Art. 4 
Antrag der Kommission 
Titel 
Finanzierung 
Text 
Die Bundesversammlung beschliesst den Höchstbetrag der 
finanziellen Mittel mit einfachem Bundesbeschluss. 

Art. 4 
Proposition de la commission 
Titre 
Financement 
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Texte 
L'Assemblee federale fixe par un arrete federal simple le 
montant maximal des moyens financiers. 

Angenommen - Adopte 

Art. 5 
Antrag der Kommission 
Titel 
Referendum und Geltungsdauer 
Abs. 1 
Dieser Beschluss ist allgemeinverbindlich; er untersteht 
dem fakultativen Referendum. 
Abs. 2 
Er tritt am .... in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 1995. 

Art. 5 
Proposition de Ja commission 
Titre 
Referendum et duree de validite 
Al. 1 
Cet arrete est de portee generale; il est soumis au referen­
dum facultatif. 
Al. 2 
II entre en vigueur au .... et demeure valable jusqu'au 
31 decembre 1995. 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung -•Vote sur /'ensemble 

Für Annahme des Bes1rhlussentwurfes 28 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Bundesbeschluss B - Arrete federal B 

Detailberatung - Discussion par articJes 

Titel 
Antrag der Kommission 
B. Bundesbeschluss über die Finanzierung des Aktionspro­
gramms Bau und Energie 

Titre 
Proposition de Ja commission 
B. Arrete federal sur le financement du programme d'action 
Constructions et Energie 

Angenommen - Adopte 

Ingress 
Antrag der Kommission 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenos­
senschaft, gestützt auf Artikel 4 des Bundesbeschlusses 
vom .... über ein Aktionsprogramm Bau und Energie, 
nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 
14. November 1988, 
beschliesst: 

Preambule 
Proposition de la commission 
L'Assemblee federale de la Contederation suisse, 
vu l'article 4 de l'arrete federal du .... sur un programme 
d'action Constructions et Energie, 
vu le message du Conseil federal du 14 novembre 1988, 
arrete: 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 
Antrag der Kommission 
Für die Finanzierung der Massnahmen nach dem Bundes­
beschluss wird ein Gesamtkredit von 46 Millionen Franken 
bewilligt, der sich wie folgt aufteilt: 

11-S 

95 Lauber 

a. 20 Millionen Franken für cJie Erneuerung der Bausub­
stanz; 
b. 20 Millionen Franken für die rationelle Verwendung von 
Elektrizität und 
c. 6 Millionen Franken für erneuerbare Energien. 

Art. 1 
Proposition de /a commission 
II est accorde pour le financement des mesures proposees 
dans le message un credit global de 46 millions de francs 
qui est reparti comme il suit: 
a. 20 millions de francs pour la renovation de la substance 
bätie; 
b. 20 millions de francs pour l'utilisation rationnelle de 
l'electricite et 
c. 6 millions de francs pour les energies renouvelables. 

Angenommen - Adopte 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Der Bundesrat kann geringfügige Verschiebungen zwischen 
den einzelnen Positionen des Gesamtkredites vornehmen. 

Art. 2 
Proposition de la commission 
Le Conseil federal peut proceder a des deplacements sans 
grande portee entre les divers chapitres du credit global. 

Angenommen - Adopte 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Dieser Beschluss ist nicht allgemeinverbindlich; er unter­
steht nicht dem Referendum. 

Art. 3 
Proposition de la commission 
Cet arrete n'est pas de portee generale. II n'est pas soumis 
au referendum facultatif. 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 28 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

88.835 

Empfehlung Lauber 
Saisonniers und Jahresaufenthalter. 
Restkontingente 
Recommandatlon Lauber 
Saisonniers et permls a l'annee. 
Contlngents de reserve 

Wortlaut der /Empfehlung vom 7. Dezember 1988 
Die Lage auf dem Arbeitsmarkt hat sich dramatisch zuge­
spitzt. Der einheimische Arbeitsmarkt ist ausgetrocknet. Ins· 
besondere betroffen sind Hotellerie und Gastgewerbe. 
Unser Land läuft grosse Gefahr, dem Konkurrenzdruck der 
umliegenden Nachbarstaaten nicht mehr genügend stand­
zuhalten. 
Der Bundesrat wird daher ersucht, 
- die in der Verordnung vom 6. Oktober 1986 über die 
Begrenzung der Zahl der Ausländer noch vorgesehenen 
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Fünfzehnte Sitzung - Quinzieme seance 

Donnerstag 22. Juni 1989, Nachmittag 
Jeudi 22 juin 1989, apres-midi 

15.00h 

Vorsitz- Presidence: Herr lten 

88.073 

Aktionsprogramm 
Bau und Energie 1989-1995 
Programme d'action 
Construction et energie 1989-1995 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 14. November 1988 (BBI 19891. 
41) 
Message et projetd'arrete du 14 novembre 1988 (FF 19891, 41) 

Beschluss des Ständerates vom 8. März 1989 
Decision du Cont>eil des Etats du 8 mars 1989 

Antrag der Kommission 
Eintreten und Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Proposition de la commission 
Entrer en matiere et adherer ä la decision du Conseil des Etats 

M. Savary-Vaud, rapporteur: Le Programme d'action Cons­
truction et energie que nous soumet le Conseil federal doit 
permettre de divulguer les connaissances et le savoir-faire 
dans les domaines de la construction et de la renovation des 
bätiments. II doit permettre egalement d'eveiller l'interet pour 
de nouvelles methodes economisant l'energie et de diffuser 
plus largement les connaissances concernant les energies re­
nouvelables. Un credit de 46 millions de francs est sollicite 
pour ces six prochaines annees. 
Une premiere question se pose: l'Etat doit-il prendre des initia­
tives dans ce domaine ou devons-nous laisser jouer les meca­
nismes du marche et faire confiance a !'initiative privee? La 
grande majorite de la commission est d'avis que l'intervention 
de l'Etat dans ce domaine peut se justifier, et ce d'autant plus 
que les mesures envisagees relevent pour une large part du 
secteur de la tormation ou, plus precisement, du perfectionne­
ment professionnel. Mais il est bien entendu, et M. le president 
de la Confederation l'a d'ailleurs precise que tous les program­
mes elabores ont ete largement discutes avec les milieux eco­
nomiques concernes. Depuis 13 ans, des efforts considera­
bles ont ete consentis en matiere de recherche energetique. 
Uniquement au niveau des energies renouvelables, pres de 
180 millions de francs ont ete investis, provenant de fonds pu­
blics, du Fonds national et du NEFF. Nous disposons au­
jourd'hui d'une quantite importante de resultats nouveaux et 
originaux. Or, nous constatons que la diffusion de ces con­
naissances est tres faible. II y a plusieurs raisons a cela: un 
manque de qualification pratique au niveau des corps de 
metier, une crainte du risque a tous les niveaux et souvent des 
calculs economiques a court terme negligeant, on doit le re­
connaitre, les problemes de l'environnement. Le programme 
d'action propose vise donc essentiellement a remedier a ces 
lacunes et a valoriser le travail qui a ete fait dans la recherche. 
Ce programme doit Atre utile a chacun, par une protection ac­
crue de l'environnement, par un accroissement de notre auto­
nomie et par l'utifisation d'un potential existant, ainsi que la 

creation de nouveaux produits pouvant probablement etre ex­
portes. 
Dans chacuns des domaines concernes: renovation des 
constructions, utilisation rationnelle de l'energie, energie re­
nouvelable, nous nous trouvons face a des propositions prati­
ques et concretes, elaborees par des experts qui nous les ont 
presentees en commission. II s'agira maintenant de faire con­
naitre ces projets dans le cadre de seminaires et de cours, afin 
que le plus grand nombre possible de milieux interesses en 
profite. Vous conviendrez avec moi qu'il serait regrettable de 
laisser dans des tiroirs ou a disposition de quelques person­
nes tous les resultats obtenus dans la recherche energetique. 
En conclusion, la commission vous demande a l'unanimite 
avec une abstention d'entrer en matiere et d'accepter le credit 
d'engagement de 46 millions de francs. La commission s'est 
egalement ralliee ä la proposition du Conseil des Etats de sein­
deren deux arretes les propositions du Conseil federal, soit un 
arrete A sur le financement du programme d'action, soumis au 
referendum et se fondant sur les articles 27sexies, 31quin­
quies et 34ter de la constitution, et un arrete B, simple arrete 
d'application. 

Basler, Berichterstatter: Ist dieses Aktionsprogramm «Bau 
und Energie» nötig, und wenn ja: Warum soll es dem Staat und 
nicht der Privatwirtschaft aufgebürdet werden? Das sind die 
zwei Hauptfragen, die viele von Ihnen beschäftigen. Ich 
möchte kurz darauf eingehen. 
Zur Notwendigkeit: Wir leben in einer sich rasch wandelnden 
Zeit und in einer sich beschleunigt verändernden Umwelt. Zu 
meiner Studienzeit hat man uns gelehrt, dass Eisenbeton der 
Baustoff der Zukunft sei. Dieser Beton, mit Eisen verstärkt, 
sollte so lange halten wie die römischen Viadukte. Nun aber 
nagt saurer Regen in den Ritzen des spröden Baustoffs Beton 
und lässt ihn durchrosten. Die Eisen, die ihn zusammenhalten, 
reissen. Vom zunehmend saurer werdenden Regen hat man 
vor einer Generation noch nichts gewusst. Denn der saure Re­
gen ist eine Folge der Abgase aus unseren Schornsteinen und 
Auspuffen, und diese wiederum sind die Folge des steigenden 
Energiebedarfs in Heizungen und Motoren. 
Energie war bis zum Oelschock 1973 kein Thema. Man hat 
auch kaum beachtet, dass die Elektrizität die hochwertigste 
Energie ist, weil sie sich ohne Verluste in andere Energiefor­
men umwandeln lässt. Dies im Gegensatz übrigens zu fossi­
len Energieträgern. Auch den Begriff «erneuerbare» Energie 
kannten wir damals nicht. Heute haben wir ein verfeinertes 
Energiebewusstsein, und wir besitzen neue Erkenntnisse. 
Aber dieses Wissen fehlt vielen, die vor zwei und mehr Jahr­
zehnten ihre Lehre absolviert haben und heute im Berufsleben 
stehen. Es wird deshalb immer notwendiger, dass wir die Aus­
bildung in den Bereichen «bauliche Erneuerung», «rationelle 
Verwendung von Elektrizität» und «erneuerbare Energien» ver­
bessern und das Wissen darüber erweitern und verbreiten. Die 
Notwendigkeit für ein Aktionsprogramm «Bau und Energie» ist 
daher begründet. 
Zur zweiten Frage: Warum soll der Staat diese Aufgabe über­
nehmen? Wir alle müssen uns doch dauernd weiterbilden. Die 
Einsicht dazu und die Hauptkosten, nämlich den Zeitaufwand 
für die Weiterbildung, müssen wir selber, jeder Berufstätige, 
jede Firma, aufbringen. Aber neben der Erkenntnis und der 
Zeit braucht es auch Weiterbildungsunterlagen, und diese zu 
erarbeiten, ist keine marktfähige Leistung. Diese besorgt uns 
der Markt in unserer Volkswirtschaft nicht selbst. 
So entstehen in einem Wirtschaftssystem, in dem Regeln des 
freien Wettbewerbs gelten, z. B. keine allgemeingültigen Aufli­
stungen und detaillierten Beschreibungen aller möglichen 
Bauarbeiten, damit die Offerten der verschiedenen Unterneh­
mer miteinander vergleichbar werden, also kein sogenannter 
Normenpositionskatalog, z. B. über die Sanierung von Alt­
bauten. Ein solcher Normenpositionskatalog kann nicht ein­
zeln zu einem kostendeckenden Preis verkauft werden. Er ist 
aber von Nutzen, wenn ihn alle gleichzeitig verwenden: die Ar­
chitekten und Ingenieure für die Ausschreibung, die Unterneh­
mer für ihre Nachkalkulationen und der Bauherr in seiner Ab­
rechnung. Das mühsame Erarbeiten eines allseitig akzeptier­
ten Kataloges genannter Bauleistungspositionen ist ein typi-
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sches Beispiel für eine nicht marktfähige Leistung, die aber im 
Zeitalter der elektronischen Datenverarbeitung eine Voraus­
setzung zur Rationalisierung ist. 
Es gibt noch anderes, das der Markt nicht selber regelt: 
vergleichende Messungen durchführen, Diagnosemethoden 
erproben, den Stand der Fachkunde erheben. Das sind alles 
keine Dienstleistungen, die ein Unternehmen aufnimmt, um 
die Resultate verkaufen zu können, weil kein Käufer den Auf­
wand für etwas übernimmt, was Allgemeingut werden soll. 
Wer diese Daten auf eigene Rechnung erarbeiten muss, be­
hält sie für sich, um einen Wettbewerbsvorteil gegenüber der 
Konkurrenz zu haben. Die Zahl solcher Aktionen, für die der 
Staat Anstösse geben muss, nimmt beschleunigt zu. Diese Tä­
tigkeiten sind nicht solche der Grundlagenforschung, wie sie 
an den Hochschulen betrieben wird, sondern es sind Entwick­
lungen und Dienstleistungen, die irgendwo angesiedelt wer­
den müssen. Sie sind im Aktionsprogramm «Bau und Ener­
gie» zusammengefasst. Das entstandene Fachwissen wird all­
mählich in die Gewerbeschulen und in die Höheren Techni­
schen Lehranstalten einfliessen. Aber bis die aus unseren 
Fachschulen entlassenen Generationen im Erwerbsleben die 
Neuerungen anwenden, haben sich die Kenntnisse bereits 
wieder erweitert. 
Und noch wichtiger: All jene, die heute im Erwerbsleben ste­
hen und bis jetzt weder Kenntnis noch Anleitung über den 
neuesten Stand des Fachwissens erhalten, erreichen - volks­
wirtschaftlich gesehen - keine optimale Leistung. 
Zu den Proportionen: Es handelt sich um 8 Millionen Franken 
pro Jahr. Messen wir diese in der beruflichen Ausbildung und 
zählen die Technischen Hochschulen dazu, nämlich mit 4 Mil­
liarden Franken pro Jahr, so erkennen wir, dass es sich um 
2 Promille der jährlictren Ausbildungssumme handelt, die der 
Staat für das BildunQs- und Hochschulwesen heute bereit­
stellt. Bislang ist aber für die etwa 40jährige Erwerbstätigkeit 
von Staates wegen kein Weiterbildungsbeitrag geleistet wor­
den, und das ist in unserer sich rasch wandelnden Zeit nicht 
mehr vertretbar. Deshalb sind solche Aktionsprogramme we­
sentlich und gut begründet. 
Ihre Kommission hat den beiden Beschlüssen einstimmig zu­
gestimmt, bei je einer Enthaltung. Sie erkennen aus der 
Fahne, dass der Ständerat aus verfassungsrechtlichen Grün­
den die bundesrätliche Vorlage aufgetrennt hat. Beschluss A 
hält das Prinzip fest, die Verbesserung der Ausbildung und die 
Verbreitung des Wissens in den erwähnten Bereichen. Dieser 
Beschluss ist referendumspflichtig. Die Finanzierung dieser 
Aktion ist jedoch allgemeinverbindlich und daher nicht mehr 
dem Referendum zu unterstellen. Das ist der Beschluss B. 
Wir empfehlen Ihnen Zustimmung zu diesen beiden Beschlüs­
sen mit den sinnvollen Förderungsmassnahmen. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conseil decide sans opposition d'entrer en matiere 

Detailberatung - Discussion par artic/es 

Präsident: Der Ständerat hat das ursprüngliche Konzept ge­
mäss Botschaft Seite 21 umgestellt und in zwei Teilbe­
schlüsse aufgeteilt. Wir führen die Detailberatung aufgrund 
der Beschlüsse aus dem Ständerat durch. 

A. Bundesbeschluss über Massnahmen zur Verbesse­
rung der Ausbildung sowie zur Erweiterung und Verbrel• 
tung des Wissens In den Bereichen der baulichen Erneue­
rung, der rationellen Verwendung von Elektrizität und der 
erneuerbaren Energien (Aktionsprogramm Bau und Ener­
gie) 
Arrite federal sur les mesures d'amelioratlon de la forma­
tlon, alnsi que d'elarglssement et de dlffuslon des con­
naissances dans les domalnes de la renovation des cons­
tructlons, de l'utllisatlon ratlonnelle de l'electriclte et des 
energles renouvelables (programme d'actlon Construc­
tlon et Energie) 

Titel und Ingress, Art. 1 bis 5 
Antrag der Kommission 

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Titre et preambule, art. 1 a 5 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung- Vote sur /'ensemble 

Für Annahme des Bundesbeschlusses 79Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

B. Bundesbeschluss über die Finanzierung des Aktions­
programmes Bau und Energie 
Arrete federal sur le financement du programme d'action 
Construction et Energie 

Titel und Ingress, Art. 1 bis 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Titre et preambule, art. 1 a 3 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung Vote sur /'ensemble 

Für Annahme des Bundesbeschlusses 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

89.013 

Landwirtschaft 

89Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

mit erschwerten Produktionsbedingungen. 
Kredite 1990-1994 
Exploitation agricole du sol 
dans des conditions difficiles. 
Credits 1990-1994 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 13. Februar 1989 (881 1, 1175) 
Message et projet d'arrete du 13 fevrier 1989 (FF 1, 1130) 

Antrag der Kommission 
Eintreten 

Proposition de la commission 
Entrer en matiere 

Bühler, Berichterstatter: Gemäss dem Bundesgesetz über die 
Bewirtschaftungsbeiträge an die Landwirtschaft mit erschwer­
ten Produktionsbedingungen vom 14. Dezember 1979 hat 
das Parlament die notwendigen finanziellen Mittel jeweils für 
fünf Jahre mit einfachem Bundesbeschluss zu bewilligen. Für 
die Jahre 1985 bis 1989 war ein Zahlungsrahmen von 580 Mil­
lionen Franken bewilligt worden. Heute sind wir aufgerufen, 
den Kredit für die Jahre 1990 bis 1994 zu beschliessen. 
Der Bundesrat schlägt uns in seiner Botschaft 700 Millionen 
Franken vor, was einer Erhöhung von 20 Prozent des Gesamt­
kredites oder durchschnittlich 4 Prozent pro Jahr entspricht. 
Sie wissen ja, dass trotz beträchtlicher Leistungen der Oeffent­
lichkeit der Einkommensrückstand der Berglandwirtschaft -
sei es gegenüber dem Talgebiet wie auch gegenüber den üb­
rigen Bevölkerungsschichten - in unserem Land nach wie vor 
recht beträchtlich ist. Weil im Berggebiet das Einkommen zum 
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Freitag, 23. Juni 1989, Vormittag 
Vendredi 23 juin 1989, matin 

08.00h 

Vorsitz-Presidence: M. Reymond 

85.040 

Organisation der Bundesrechtspflege. 
Aenderung 
Organisation judiciaire. Revision 

Siehe Seite 150 hiervor - Voir page 150 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 23. Juni 1989 
Decision du Conseil national du 23 juin 1989 

Schlussabstimmung- Vote final 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 
Dagegen 

An den Bundesrat-Au Conseil federal • 

85.047 

Strafgesetzbuch 
und Militärstrafgesetzbuch. Revision 
Code penal et code penal militaire. 
Revision 

Siehe Seite 295 hiervor - Voir page 295 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 22. Juni 1989 
Decision du Conseil national du 22 juin 1989 

34Stimmen 
2Stimmen 

A. Strafbare Handlungen gegen Leib und Leben 
und gegen die Familie 
lnfractions contre la vie et l'integrite corporelle 
et contre la famille 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 

An den Nationalrat-Au Conseil national 

88.062 

40Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Zuckerwirtschaft. Bundesbeschluss 
Economle sucriere. Arrite federal 

Siehe Seite 216 hiervor - Voir page 216 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 19. Juni 1989 
Decision du Conseil national du 19 juin 1989 

410 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

88.073 

Aktionsprogramm 
Bau und Energie 1989-1995 

E 23 1989 

39Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Programme d'action 
Construction et energie 1989-1995 

Siehe Seite 91 hiervor- Voir page 91 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 22. Juni 1989 
Decision du Conseil national du 22 juin 1989 

A. Bundesbeschluss über Massnahmen zur 
Verbesserung der Ausbildung sowie zur Erweiterung und 
Verbesserung des Wissens in den Bereichen der 
baulichen Erneuerung, der rationellen Verwendung von 
Elektrizität und der erneuerbaren Energien 
(Aktionsprogramm Bau und Energie) 
Arrete federal sur les mesures d'amelioration de la 
formation, ainsi que d'elargissement et de diffusion des 
connaissances dans les domaines de la renovation des 
constructions, de l'utilisation rationelle de l'electricite 
et des energies renouvables 
(programme d'action Construction et energie) 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 

An den Nationalrat-Au Conseil national 

88.081 

41 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Massnahmen zugunsten des Rebbaus 
Mesures en faveur de la viticulture 

Siehe Seite 201 hiervor- Voir page 201 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 23. Juni 1989 
Decision du Conseil national du 23 juin 1989 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 

An den Bundesrat-Au Conseil tederal 

35Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Le presldent: Je vous remercie de votre fructueux et assidu 
travail durant cette session. Je vous souhaite un bei ete, des 
vacances avec des fleurs et des fruits. 

Schluss der Sitzung und der Session um 8. 10 Uhr 
Fin de la seance et de la session a 8 h 1 o 

michael.tellenbach
Textfeld



Votations finales 1222 N 23 1989 

85.047 

Strafgesetzbuch 
und Militärstrafgesetzbuch. Revision 
Code penal et code penal militaire. 
Revision 

Siehe Seite 1035 hiervor - Voir page 1035 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 23. Juni 1989 
Decision du Conseil des Etats du 23 juin 1989 

A. Strafbare Handlungen gegen Leib und Leben und ge­
gen die Familie 
lnfractions contre la vie et l'integrite corporelle et contre la 
famille 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 109 Stimmen 
Dagegen 2 Stimmen 

An den Bundesrat-Au Conseil tederal 

88.062 

Zuckerwirtschaft. Bundesbeschluss 
Economie sucriere. Arrete federal . 
Siehe Seite 924 hiervor - Voir page 924 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 23. Juni 1989 
Decision du Conseil des Etats du 23 juin 1989 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 87 Stimmen 
Dagegen 41 Stimmen 

An den Bundesrat-Au Conseil tederal 

88.073 

Aktionsprogramm 
Bau und Energie 1989-1995 
Programme d'action 
Construction et {mergle 1989-1995 

Siehe Seite 1060 hiervor - Voir page 1060 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 23. Juni 1989 
Decision du Conseil des Etats du 23 juin 1989 

A. Bundesbeschluss über Massnahmen zur Verbesse­
rung der Ausbildung sowie zur Erweiterung und Verbrei­
tung des Wissens In den Bereichen der baulichen Erneue­
rung, der rationellen Verwendung von Elektrizität und der 
erneuerbaren Energien 
(Aktionsprogramm Bau und Energie) 
Arr6te federal sur les mesures d'amelloratlon de la forma­
tlon, alnsi que d'etarglssement et de dlffusion des con­
nalssances dans les domalnes de la renovatlon des cons­
tructlons, de l'utillsatlon rationelle de l'electrlcite et des 
energles renouvelables 
(programme d'action Constructlon et Energie) 

Schlussabstimmung- Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 

An den Bundesrat -Au Conseil federaf 

88.081 

131 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Massnahmen zugunsten des Rebbaus 
Mesures en faveur de la viticulture 

Siehe Seite 932 hiervor - Voir page 932 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 7. Juni 1989 
Decision du Conseil des Etats du 7 juin 1989 

Engler: Im Abstimmungskampf zur Kleinbauern-Initiative 
wurde die entgeltliche Weitergabe von Kontingenten heftig kri­
tisiert. Es schien Konsens zu bestehen, dass das heutige Sy­
stem des Kontingentshandels mangelhaft und unzulänglich 
ist, dass es zu stossenden Bereicherungen führt. 
Mit diesem Rebbaubeschluss, über den wir heute abstimmen, 
würden wir dieses falsche System für weitere zehn Jahre fest­
setzen. Das würde dazu führen, dass rund 100 Millionen Fran­
ken pro Jahr für den Weiterverkauf von Kontingenten verdient 
würden - ungerechtfertigt, ohne entsprechende Gegenlei­
stung -, was in zehn Jahren eine Milliarde Franken ergeben 
würde. Ich stimme beim Rebbaubeschluss deshalb nein. Nur 
so kann diese Kontingentsfrage nochmals überprüft werden. 
Zugegeben, meine Intervention kommt etwas spät; doch 
glaube ich, dass man Abstimmungskämpfe und -ergebnisse 
werten und würdigen muss und soll und dass es nie zu spät 
ist, Fehler zu berichtigen - dass es aber immer falsch ist, Feh­
ler weiterzuführen! 
Ich stimme deshalb nein zum Rebbaubeschluss. 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 
Dagegen 

An den Ständerat -Au Conseil des Etats 

70Stimmen 
38Stimmen 

Präsident: Am Ende dieser Tagesordnung und somit auch 
am Ende einer Session mit langen Diskussionen über sehr 
wichtige Geschäfte und über solche Geschäfte, die nur wichtig 
waren, können wir feststellen, dass der Rat die meisten trak­
tandierten Geschäfte behandelt hat. 
Nicht behandelt wurden gemäss chronologischem Programm 
das Bürgerrechtsgesetz, die Differenzen beim Energieartikel 
und die Berichte über den Europarat. Wir können aber feststel­
len, dass Sie durch die beiden zusätzlichen Nachtsitzungen 
den Verlust auf die Zeittabelle, der sich in der ersten Woche er­
geben hat, wieder aufgearbeitet haben. 
Dabei ist einmal mehr in Erinnerung zu rufen, dass die Frak­
tionspräsidentenkonferenz jeweils bei der Zusammenstellung 
des Programms absichtlich zu viel Geschäfte traktandiert. Wir 
müssen das wieder einmal zur Kenntnis nehmen, und ich 
sage das auch gerne an die Adresse jener, die über unsere 
Ratsarbeit berichten: Das chronologische Sessionspro­
gramm ist in der Regel absichtlich überladen, um im Falle ei­
ner schnelleren Abwicklung oder im Falle von Lücken entspre­
chend vorbereitet zu sein und genügend andere Geschäfte 
zum Einsatz bereit zu haben. 
Die Fraktionspräsidentenkonferenz hat bereits vor dieser Ses­
sion festgestellt, dass trotz allem eine Sondersession im näch-

michael.tellenbach
Textfeld




